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Der Parlamentarische Staatssekretär Bonn, den 5. Mai 1970 

des Bundesministers für Wirtschaft 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Auswirkungen der Osthandelspolitik der Bundesregie- 

rung auf die deutsche Textilindustrie und Bekleidungs- 
industrie 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Unland, Katzer, 
van Delden, Mick, Dr. Becker (Mönchengladbach), Win- 
kelheide, Ott, Vogt, Dr. Burgbacher, Köster, Dr. 
Warnke, Dr. Götz, Dr. Giulini, Russe, Horten, Niegel, 
von Bockeiberg, Dr. Schwörer, Frau Griesinger, Dr. 
Marx (Kaiserslautern), Dr. Kliesing (Honnef), Dr. Bach, 
Rommerskirchen und Genossen 

- Drucksache VI/630 - ** 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine 
Anfrage wie folgt: 

Die Importe aus den osteuropäischen Staatshandelsländern und 
aus Jugoslawien haben - mit Ausnahme des Rezessionsjahres 
1967 - kontinuierlich zugenommen (vgl. Anlage 1). Von 1966 bis 
1969 sind sie von 3,3 Mrd. DM auf 4,5 Mrd. DM gestiegen. Diese 
Aufwärtsentwicklung ist in einem Industrie- und Handelsland 
vom Range der Bundesrepublik Deutschland als normal zu be- 
zeichnen. Auch die Einfuhren von Erzeugnissen der Textil- und 
Bekleidungsindustrie aus diesen Ländern haben sich in dem ge- 
nannten Zeitraum erhöht. Allerdings entfällt auf diese Erzeug- 
nisse nur ein Teil der zusätzlichen Einfuhren: nämlich von der 
erwähnten Steigerung um 1,2 Mrd. DM ein Betrag von 0,25 Mrd. 
DM. 

Bezogen auf die gesamte Einfuhr im Textilbereich betrug der 
Anteil der Einfuhren aus den Staatshandelsländern im Jahre 
1969 2,3%, derjenige Jugoslawiens 3,2%. 

Im Verhältnis zum Umsatz der deutschen Textil- und Beklei- 
dungsindustrie ergeben sich Anteile von 0,5% oder 0,7%. 
Gleichzeitig sind aber die deutschen Textilausfuhren nicht unbe- 
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trächtlich gestiegen (1966: 80 Mio DM, 1969: 219 Mio DM). Kon- 
trär zu gelegentlich geäußerten Auffassungen ergäbe die Be- 
rechnung einer spezifischen Bilanz des Außenhandels in Tex- 
tilien einen Ausfuhrüberschuß gegenüber diesen Ländern (1969: 
35 Mio DM). 

Der Einfuhrzuwachs hat die günstige Entwicklung der Textil- 
und Bekleidungsindustrie nicht beeinträchtigt. Allein im ver- 
gangenen Jahr haben diese Industrien ihren Umsatz von 32,8 
Mrd. DM auf 36,3 Mrd. DM steigern können. Die Zahl der Be- 
schäftigten ist von 856 000 im Jahresdurchschnitt 1968 auf 
890 000 im Jahre 1969 gestiegen. Gleichzeitig ist die Arbeits- 
produktivität in der Textilindustrie um 7Vo gewachsen und 
haben die Investitionen im Jahre 1969 mit 1220 Mio DM 
( + 25 Vo) einen neuen Höchststand erreicht (für die Bekleidungs- 
industrie liegen entsprechende Angaben nicht vor). Alle diese 
Indikatoren machen es schwer, die von den Fragestellern ver- 
muteten negativen Auswirkungen der „Ostimporte" auf Produk- 
tion und Beschäftigung zu verifizieren. 

Die Bundesregierung hält im Rahmen ihrer Politik einer Ver- 
besserung der Beziehungen zu den osteuropäischen Staaten an 
einer stärkeren Öffnung der Märkte fest, die auf eine stetige 
Ausweitung der Einfuhrmöglichkeiten und auf einen möglichst 
weitgehenden Abbau der noch bestehenden Beschränkungen ab- 
zielt. Eine andere Politik würde auch den gegenwärtigen Aus- 
fuhrüberschuß und die günstigen Absatzchancen der Textil- und 
Bekleidungsindustrie auf den osteuropäischen Märkten gefähr- 
den. Das Schutzbedürfnis spezifischer Produktionen wird aller- 
dings - soweit berechtigt - auch in Zukunft berücksichtigt 
werden. 

Zu den Fragen im einzelnen nehme ich wie folgt Stellung: 


1. Welche konkreten Möglichkeiten außer einer erheblichen Aus- 
weitung der Konsumgüterimporte sieht die Bundesregierung, 
angesichts der Produktionsstruktur in den Ostblockstaaten in 
absehbarer Zeit zu dem von diesen Ländern gewünschten 
Ausgleich der Handelsbilanzsalden zu kommen, unter gleich- 
zeitiger Berücksichtigung der eigenen politischen Zielvorstel- 
lungen, das Volumen des Handelsaustausches wesentlich zu 
erhöhen? 

Unsere Handelsbilanzen haben sich in den vergangenen Jahren 
gegenüber den einzelnen osteuropäischen Ländern keineswegs 
einheitlich, sondern sehr unterschiedlich entwickelt (vgl. An- 
lage 2). Beträchtliche Exportüberschüsse haben sich nur gegen- 
über Rumänien und Jugoslawien ergeben. Bei Jugoslawien wird 
der Überschuß in der Handelsbilanz neuerdings durch unsere 
Defizite im Reiseverkehr und durch die Gastarbeiterüberwei- 
sungen sogar mehr als ausgeglichen. 

Längerfristig gesehen, bestehen gute Voraussetzungen dafür, 
daß die osteuropäischen Länder durch Ausweitung ihrer eigenen 
Lieferungen zu einem stärkeren Ausgleich der Handclsbilanz- 
salden kommen. Diese Liefersteigerungen werden sich keines- 
wegs nur auf den Konsumgüterbereich beschränken. Die Liefer- 
kapazitäten und Absatzchancen der östlichen Länder werden 
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vielmehr gerade im Investitionsbereich zunehmen. Die Bundes- 
regierung bemüht sich, diesen Prozeß durch Förderung der indu- 
striellen Zusammenarbeit zwischen deutschen und osteuropäi- 
schen Unternehmen zu beschleunigen. Die Kooperation wird 
auch von den osteuropäischen Ländern in erster Linie als ein 
Instrument zur Verbesserung des technischen Standards ihrer 
Industrien gesehen. 

2. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Kreditfinanzierung des 
Handels mit diesen Ländern in den nächsten Jahren verstärkt 
auszubauen, und wenn ja, welche konkreten Vorstellungen hat 
sie hinsichtlich des Volumens und der Konditionen? 

Inwieweit die von der Bundesregierung angestrebte Intensivie- 
rung unserer Wirtschaftsbeziehungen zu einer verstärkten 
Nachfrage nach Krediten führen wird, ist nicht zu übersehen. 
Schließlich hängt dies auch davon ab, ob und in welchem Um- 
fange überhaupt Kredite gewünscht werden. Erst dann kann das 
Kriterium unseres eigenen Interesses an der Kreditgewährung 
und unserer eigenen Kreditkapazität ins Spiel kommen. Solange 
deren Grenze nicht erreicht ist, bleibt es bei den üblichen 
Usancen der Prüfung der Rückzahlungsmöglichkeiten des indi- 
viduellen Partners. 

Als Finanzierungsformen kommen, wie schon bisher, Ausfuhr- 
kredite deutscher Exporteure sowie Finanzierungskredite deut- 
scher Banken in Betracht. Die Bundesregierung wird sich be- 
mühen, innerhalb vertretbarer Grenzen und unter Beachtung 
internationaler Absprachen über Konditionen durch Bereit- 
stellung von Bundesbürgschaften zur Einräumung der benötig- 
ten Kredite beizutragen. 

3. Hält es die Bundesregierung für vertretbar und angemessen, 
außenpolitisdie Zielsetzungen durch wirtschaftliche Vorlei- 
stungen zu Lasten einiger Konsumgüterindustrien und der dort 
beschäftigten Arbeitnehmer zu verfolgen? 

Die von der Bundesregierung angestrebte Ausweitung des 
Warenaustausches mit den osteuropäischen Ländern erfordert 
keine wirtschaftlichen Vorleistungen der deutschen Seite. Der 
Außenhandel wird auf der Grundlage der Gegenseitigkeit ab- 
gewickelt. Allerdings kann diese Gegenseitigkeit, wie Bundes- 
wirtschaftsminister Professor Dr. Schiller seit seinem Amts- 
antritt wiederholt deutlich gemacht hat, nicht darin bestehen, 
daß primär Investitionsgüter gegen Konsumgüter ausgetauscht 
werden. Dies hat sich durchgesetzt. 


4. Teilt die Bundesregierung die von der Wissenschaft vertretene 
Auffassung vom systemimmanenten Dumping, daß nämlich die 
Gesetze des freien Wettbewerbs zwischen Ländern mit markt- 
wirtschaftlicher Ordnung und Ländern mit zentraler Verwal- 
tungswirlschaft nicht zum Tragen kommen können, weil bei 
letzteren der „Industrieabgabepreis, also der Preis, zu dem das 
Erzeugnis in Umlauf gelangt, durdi staatliche Bestimmungen 
außerhalb der eigentlichen Preiskalkulation zustande kommt" 
(W. Förster, Rechnungswesen und Wirtschaftsordnung, Berlin 
1967, S. 143)? 

Aus dem Nebeneinander von betrieblichen und gesellschaft- 
lichen Bestimmungsgründen bei der Preisbildung in den ost- 
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europäischen Staatshandelsländern folgt keineswegs, daß diese 
Länder auf westlichen Märkten zu Dumpingpreisen anbieten. In 
letzter Zeit werden zudem in diesen Ländern in zunehmendem 
Maße Kalkulationspreise angewandt. Vor allem aber ist der 
östliche Anbieter daran interessiert, auf den westlichen Märkten 
die bestmöglichen Preise zu erzielen und dadurch seine Devisen- 
lage zu verbessern. 

Auch der Beitritt dieser Länder zu internationalen Wirtschafts- 
organisationen wie dem GATT verpflichtet sie, Marktstörungen 
zu vermeiden. 

Soweit im Einzelfall wegen mangelnder Vertrautheit mit den 
Gepflogenheiten des Marktes osteuropäische Exporteure zu 
Niedrigpreisen anbieten, wird der Gefahr von Marktstörungen 
in der Bundesrepublik Deutschland durch Preisprüfung ent- 
gegengewirkt. 

5. Ist der Bundesregierung bekannt, daß dieses „systemimma- 
nente Dumping", verstärkt durch die Tatsache, daß der Außen- 
handel über wenige staatliche Außenhandelsgesellschaften 
abgewickelt wird, den Ostblockstaaten als Exporteuren eine 
monopolistische Stellung einräumt und daß auf Grund des in 
der Bundesrepublik praktizierten Einfuhrsystems eine weit- 
gehend oligopolitische Struktur auf Seiten der deutschen 
Abnehmer entstanden ist? 

Wie bereits ausgeführt, kann von einem systemimmanenten 
Dumping-Angebot der osteuropäischen Länder nicht die Rede 
sein. Ebenfalls kann man bei dem geringen Anteil, den die Ein- 
fuhren aus den osteuropäischen Ländern am Absatz auf dem 
deutschen Markt haben, nicht von einer monopolistischen Stel- 
lung dieser Länder sprechen. Unser Markt ist ein typischer 
Wettbewerbsmarkt. Dies gilt auch für den Textilmarkt. Obwohl 
hier Großabnehmer eine stärkere Rolle spielen, läßt sich 
dennoch eine oligopolitische Struktur nicht feststellen. 

Außerdem wTrkt die Bundesregierung sowohl bei den zwischen- 
staatlichen Verhandlungen als auch im innerstaatlichen Einfuhr- 
genehmigungsverfahren darauf hin, daß Einfuhren angemessen 
gestreut werden. An den Einfuhren wird eine Reihe von Impor- 
teuren, vor allem von Fachimporteuren, mit wirtschaftlich sinn- 
vollen Quoten beteiligt. Dies geschieht im Rahmen des inner- 
staatlichen Einfuhrgenehmigungsverfahrens durch Modalitäten 
der Ausschreibungen, insbesondere durch Wertgrenzen für die 
Antragstellung. Darüber hinaus ist vorgesehen, künftig die 
Industrie selbst stärker an den Einfuhren zu beteiligen. Dies gilt 
insbesondere für den Textil- und Bekleidungsbereich, 

6. Ist der Bundesregierung weiterhin bekannt, daß als Folge 
dieser Tatbestände die staatlichen Exportgesellschaften in den 
osteuropäischen Staatshandelsländern die Wettbewerbsbedin- 
gungen auf deutschen Konsumgütermärkten direkt beeinflussen 
und dort Wettbewerbsverzerrungen schaffen, die zu einer 
Benachteiligung kleiner und mittlerer Unternehmen führen? 

Wie bereits dargelegt, hat die Bundesregierung nicht den Ein- 
druck, daß die Einfuhren aus den osteuropäischen Ländern auf 
dem deutschen Markt Wettbewerbsverzerrungen hervorrufen. 
Die Auswirkungen des osteuropäischen Angebots gerade auf 
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die deutschen Konsumgütermärkte werden vielfach überschätzt. 
Die Einfuhr aus den osteuropäischen Staatshandelsländern 
unterliegt zur Vermeidung von Marktstörungen auch heute 
noch ausnahmslos der Genehmigungspflicht und ist in den 
besonders empfindlichen Warenbereichen mengenmäßig be- 
schränkt. Wenn in der Vergangenheit mitunter der Eindruck 
entstanden ist, das Warenangebot der osteuropäischen Länder 
führe weitgehend zu Verzerrungen des Wettbewerbs auf den 
deutschen Konsumgütermärkten, so war dies u. a. darin begrün- 
det, daß Preisvergleiche ohne Qualitätsvergleiche nicht allzu 
viel aussagen. 

Zudem bieten die deutschen Außenwirtschaftsvorschriften aus- 
reichende Möglichkeiten, um im Zuge eines Preisprüfungsver- 
fahrens die notwendigen Schutzmaßnahmen gegen Einfuhren zu 
marktstörenden Preisen zu treffen. Eine Neufassung des Rund- 
erlasses Außenwirtschaft Nr. 17/66 mit erweiterten Anwen- 
dungsmöglichkeiten und gestrafften Verfahrensregeln wird in 
Kürze veröffentlicht werden. Den betroffenen Wirtschaftszwei- 
gen sind alle Möglichkeiten eingeräumt, auf marktstörende Ein- 
fuhren hinzuweisen, das zum Nachweis erforderliche Material 
vorzulegen und damit das Preisprüfungsverfahren beschleunigt 
in Gang zu setzen. 

7. Ist die Bundesregierung bereit, durch eine Änderung des Ein- 
fuhrverfahrens diese gröbsten Wettbewerbsverzerrungen zu 
beseitigen und durch weitere geeignete Maßnahmen zu einem 
funktionsfähigen Wettbewerb auch auf den Konsumgüter- 
märkten beizutragen, auf die sich die zunehmenden Ostimporte 
konzentrieren? 

Das deutsche Einfuhrverfahren trägt seit jeher den Besonder- 
heiten der in den osteuropäischen Ländern bestehenden Wirt- 
schaftsordnungen Rechnung. Die Bundesregierung hat sich auch 
in der EWG mit Nachdruck und Erfolg dafür eingesetzt, daß für 
Einfuhren aus den osteuropäischen Staatshandelsländern die 
Möglichkeit einer genauen Preisbeobachtung und einer indi- 
viduellen Preisprüfung aufrechterhalten bleibt. 

Die Bundesregierung denkt nicht daran, durch eine Erschwerung 
des Einfuhrverfahrens den Handel zu entliberalisieren und da- 
durch die Möglichkeiten für die weitere ökonomische Entwick- 
lung der Partnerländer zu schmälern. Wahrscheinlich würden 
auch Gegenmaßnahmen ergriffen werden, die den deutschen 
wirtschaftlichen Interessen unmittelbar schaden könnten. 

8. Verfolgt die Bundesregierung mit der Vervielfachung der Kon- 
tingente für die passiven Veredelungsverkehre die Absicht, 
die Umsetzung von Arbeitskräften in der deutschen Volks- 
wirtschaft zu beschleunigen? 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß die Erhöhung 
von Kontingenten für Waren aus passiver Lohnveredelung zu 
einer beschleunigten Umsetzung von Arbeitskräften in der 
deutschen Bekleidungsindustrie führen wird. Diese Industrie 
hat sich bereits im vergangenen Jahr besonders günstig ent- 
wickelt (Umsatzzuwachs 1,3 Mrd. DM, Anstieg der Beschäftig- 
tenzahl um 15 700). Die Bundesregierung hat in letzter Zeit 
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stärker als bisher der Eröffnung von Einfuhrkontingenten für 
Waren aus passiven Lohnveredelungsverkehren zugestimmt. 
Dies geschah vor allem, um dem Arbeitskräftemangel der deut- 
schen Bekleidungsindustrie abzuhelfen. In dieser Industrie ar- 
beiten heute bereits mehr als 38 000 Gastarbeiter. In Berlin ist 
der Arbeitskräftemangel besonders stark. 

Bei dieser Sachlage hält es die Bundesregierung nicht für nach- 
teilig, wenn die deutsche Industrie freie Kapazitäten in den Ost- 
ländern nutzt, also die Menschen an Ort und Stelle mit Arbeit 
versorgt, anstatt sie, wie zum Teil unvermeidlich, als Gast- 
arbeiter im Bundesgebiet zu beschäftigen. Die Bundesregierung 
hat den überwiegenden Teil der Lohnveredelungskontingente 
der Bekleidungsindustrie selbst Vorbehalten. Diese bekundet 
zunehmendes Interesse an der Ausnutzung dieser Kontingente. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß diese Maßnahmen 
zur weiteren Verbesserung der Situation der Bekleidungs- 
industrie beitragen werden. 


9. Hält es die Bundesregierung generell für sinnvoll, im Rahmen 
ihrer regionalen Strukturpolitik erhebliche Mittel für die Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen in strukturschwachen Gebieten bereit- 
zustellen, wenn die zur Strukturverbesserung besonders ge- 
eigneten Zweige der Konsumgüterindustrie durch die außen- 
politisch motivierte Importpolitik gegenüber den Ostblock- 
ländern in ihrer Existenzgrundlage beeinträchtigt werden? 

Die Bundesregierung maßt sich kein Urteil darüber an, welche 
Industriezweige für eine Strukturverbesserung besonders ge- 
eignet sind. Sie denkt nicht daran, sich in eine Planifikation 
hineinzubegeben. 

Eine Ansiedlung von Betrieben in strukturschwachen Gebieten 
hält sie nach wie vor für notwendig. Sie wird sie im Rahmen 
ihrer regionalen Strukturpolitik weiterhin unterstützen. Was 
die Konsumgüterindustrie betrifft, so ist ihr Beitrag zur Struk- 
turverbesserung in Fördergebieten sicherlich noch ausdeh- 
nungsfähig. Sie ist z. B. nach den bisher erteilten Bescheini- 
gungen an den Investitionszulagen mit weniger als 10 Vo 
beteiligt. 


10. Ist die Bundesregierung bereit, in den Fällen, in denen durch 
ihre Importpolitik in strukturschwachen Gebieten eine passive 
Sanierung eintritt, insbesondere Arbeitsplätze vernichtet wer- 
den, die kurz- oder mittelfristig auch nicht ersetzt werden kön- 
nen, zusätzlich gezielte, nachhaltige und schnelle Hilfen in 
sozialer Hinsicht bereitzustellen? 

Die Gefahr einer passiven Sanierung, auch hinsichtlich des Ar- 
beitsplatzangebots, besteht angesichts des geringen Umfangs 
der Importe aus den osteuropäischen Staatshandelsländern und 
Jugoslawien im Verhältnis zum Gesamtumsatz der betroffenen 
Industriezweige nicht. Unabhängig davon trägt aber die seit 
dem letzten Jahr erheblich intensivierte regionale Struktur- 
politik dazu bei, daß gerade in strukturschwachen Gebieten in 
erheblichem Umfang zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen wer- 
den. Die breitgefächerten Leistungen des Arbeitsförderungs- 
gesetzes bieten den Beschäftigten gute Möglichkeiten, ihren 
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sozialen Status zu sichern und zu verbessern. Die Bundesregie- 
rung wird die Entwicklung beobachten und prüfen, ob darüber 
hinausgehende arbeitsmarkt- und sozialpolitische Maßnahmen 
bei einer Weiterentwicklung des Systems der sozialen Siche- 
rung erforderlich sind. 

11. Hält es die Bundesregierung für wünschenswert, daß sich einige 
deutsche Konsumgütermärkte als ' Folge der erheblich anstei- 
genden Importe aus Ostblockländern gegenüber unseren west- 
lichen Handelspartnern desintegrieren und sich verstärkt auf 
den Ostblock ausrichten? 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß eine stär- 
kere wirtschaftliche Verflechtung mit den osteuropäischen 
Ländern eine Desintegration gegenüber unseren westlichen 
Handelspartnern zur Folge haben wird. Im übrigen gibt es An- 
haltspunkte dafür, daß die osteuropäischen Staatshandelsländer 
auch in Zukunft den auf den Westen entfallenden Teil ihres 
Außenhandels nicht über ein bestimmtes Maß hinaus ausweiten 
werden. 


12. Wie erklärt sich die Bundesregierung die Tatsache, daß sich 
bei bestimmten Konsumgütern im Rahmen der EWG die Ein- 
fuhren aus den Ostblockstaaten vorwiegend auf die Bundes- 
republik konzentrieren, obwohl mehrere EWG-Partner gegen- 
über den Ostblockstaaten de jure die volle Liberalisierung 
zugestanden haben? 

Es ist richtig, daß die Bundesrepublik Deutschland im Handel 
mit den osteuropäischen Ländern insgesamt wie auch auf dem 
Konsumgütersektor, insbesondere im Textilbereich, mehr ein- 
führt als die anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften, obwohl diese zum Teil den osteuropäischen Ländern 
eine weitgehende de jure-Liberalisierung zugestanden haben. 
Dies dürfte zum Teil seine Ursache in der geographischen Nach- 
barschaft der Bundesrepublik zu den osteuropäischen Ländern, 
der guten Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Exporteure von 
Investitionsgütern, der guten Aufnahmefähigkeit des deutschen 
Marktes und der modernen Handelsstruktur in der Bundes- 
republik Deutschland haben. Diese Gründe bieten jedoch keine 
völlig befriedigende Erklärung dafür, daß andere EG-Partner 
trotz weitergehender Liberalisierung weniger Konsumgüter aus 
den osteuropäischen Ländern einführen. Die Bundesregierung 
wird diese Kleine Anfrage zum Anlaß nehmen, die Gemein- 
schaft mit dieser Frage zu befassen. 


13. Was hat die Bundesregierung im Rahmen der EWG bisher 
konkret unternommen, um die Wettbewerbsverzerrungen zu 
Lasten deutscher Konsumgüterindustrien im Falle der Ostblock- 
importe zu beseitigen und gegenüber diesen Ländern zu einer 
auch materiell gemeinsamen Handelspolitik zu kommen, die 
insbesondere die nichttarifären und administrativen Bereiche 
umfaßt? 

Wie bereits oben dargelegt, ist die Bundesregierung nicht der 
Auffassung, daß die Ostimporte Wettbewerbsverzerrungen zu 
Lasten deutscher Konsumgüterindustrien hervorrufen. Die Bun- 
desregierung verfolgt eine Politik der offenen Märkte; sie strebt 
deshalb eine gemeinsame Handelspolitik an, die nicht eine Ent- 


7 



Drucksadle VI/ 754 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


liberalisierung zur Folge hat. Soweit in den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften noch unterschiedliche Einfuhr- 
regelungen und administrative Möglichkeiten zur Beschränkung 
von Einfuhren bestehen, wird die Bundesregierung darauf hin- 
wirken, daß gleiche Wettbewerbsverhältnisse geschaffen 
werden. 


14. Treffen Pressemitteilungen zu, wonach der Herr Bundeswirt- 
schaftsminister mit Bezug auf die Textil- und Bekleidungs- 
industrie zugesagt haben soll, bei einer durch außenpolitische 
Faktoren erzwungenen weiteren Liberalisierung gegenüber 
den Ostblockstaaten einen Ausgleich durch Einschränkung der 
Hongkong-Einfuhren zu schaffen? 

Die Pressemitteilungen treffen nicht zu. Die Bundesregierung 
läßt sich bei ihren Maßnahmen zur Liberalisierung des Außen- 
handels - abgesehen von ihrem generellen Wunsch nach einer 
Verbesserung unserer Beziehungen zu den osteuropäischen 
Staaten - von wirtschaftspolitischen Überlegungen leiten. Dabei 
behält sie selbstverständlich berechtigte Schutzbedürfnisse be- 
stimmter Industriezweige im Auge. Dementsprechend hat Bun- 
deswirtschaftsminister Professor Dr. Schiller kürzlich im Rah- 
men eines Gesprächs mit dem Vorstand der Gewerkschaft 
Textil-Bekleidung zugesagt, bei den Aufstockungen noch be- 
stehender Kontingente gegenüber Niedrigpreisländern, bei- 
spielsweise im Rahmen der Verhandlungen über die Verlänge- 
rung des Weltbaumwollwarenabkommens, Maß zu halten. 

Sollten andere bedeutende Industrieländer ihrerseits ihre Ein- 
fuhren aus Niedrigpreisländern beschränken, so würde die Bun- 
desregierung die sich daraus ergebende Lage sorgfältig prüfen. 
Sie hofft jedoch, daß ein solcher Umschwung der liberalen Ten- 
denzen des Welthandels nicht eintreten wird. 


15. Ist die Bundesregierung bereit, denjenigen Konsumgüterindu- 
strien, die durch die Importpolitik gegenüber den Ostblock- 
ländern besonders beeinträchtigt werden, Hilfe zur Selbsthilfe 
hinsichtlidi der Erhaltung alter und der Erschließung neuer 
Märkte zu gewähren? 

Die Bundesregierung ist nach wie vor bemüht, Wege zu finden, 
die den gesamtwirtschaftlichen Notwendigkeiten Rechnung tra- 
gen und zugleich die Interessen einzelner Branchen angemessen 
berücksichtigen. Sie wird auch künftig darauf achten, daß bruch- 
artige Entwicklungen vermieden werden und sozialpolitisch 
unerwünschte Folgen nicht eintreten. Sollten sich Anpassungs- 
schwierigkeiten in einzelnen Teilbereichen der Konsumgüter- 
industrie ergeben, so bietet das strukturpoiitische Instrumen- 
tarium, wie es im Strukturbericht 1969 der Bundesregierung 
(Drucksache V/4564) im einzelnen dargelegt ist, hinreichende 
Möglichkeiten, um ihnen zu begegnen. Danach stehen sowohl 
allgemein wirkende Hilfen zur Verbesserung der Rahmenbedin- 
gungen als auch Finanzierungshilfen aus dem ERP-Sonderver- 
mögen zur Anpassung des Produktionsprogramms an geänderte 
Marktverhältnisse zur Verfügung. 

Die Textilindustrie hat bisher an ERP-Umstellungskrediten 
knapp 100 Mio DM erhalten. Für die Textilforschung wendet 
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der Bund jährlich etwa 3 Mio DM auf. Darüber hinaus wird seit 
1968 die Beteiligung der Textilindustrie an Fachmessen im Aus- 
land mit Bundesmitteln gefördert. Außerdem sind Überlegungen 
im Gange, über das Rationalisierungskuratorium der Deutschen 
Wirtschaft e. V. (RKW), dessen Tätigkeit zu einem wesentlichen 
Teil mit Mitteln des Bundes finanziert wird, die Rationalisierung 
und Produktivitätssteigerung besonders bei kleinen und mitt- 
leren Unternehmen verstärkt zu fördern. Dies wird wegen ihrer 
Unternehmensgrößenstruktur in besonderem Maße der Textil- 
industrie zugute kommen. 



Land 

UdSSR 

Polen 

CSSR 

Ungarn 

Rumänien 

Bulgarien 


Jugoslawien 


Anlage 1 


Deutsche Einfuhren aus den 

ausländischen Mitgliedsstaaten des RGW * und Jugoslawien 

~ in Mio DM - 


Gesamteinfuhr 


1966 

1967 

1968 

1969 

1153,0 

1099,8 

1175,3 

1305,7 

481,6 

439,6 

478,3 

532,1 

346,6 

361,2 

460,8 

689,4 

321,2 

275,9 

310,8 

402,8 

297,9 

350,9 

416,4 

464,0 

171,0 

177,6 

212,0 

206,6 

2771,3 

2705,0 

3053,6 

3600,6 

541,3 

483,8 

621,8 

904,9 

3312,6 

3188,8 

3675,4 

4505,5 


davon: gewerbliche Einfuhr 


1966 

1967 

1968 

1969 

1057,5 

947,7 

1049,5 

1121,0 

219,4 

204,4 

255,7 

317,8 

257,1 

263,6 

371,9 

530,7 

127,3 

125,4 

144,3 

212,6 

207,0 

198,9 

288,1 

324,1 

39,7 

45,1 

66,1 

75,4 

1908,0 

1785,1 

2175,6 

2581,3 

416,7 

367,8 

505,5 

756,9 

2324,7 

2152,9 

2681,1 

3338,5 


davon: Textilien 


1966 

1967 

1968 

1969 

1,0 

1,0 

3,0 

3,3 

9,4 

11,5 

25,4 

28,9 

18,0 

18,7 

36,0 

54,5 

6,3 

6,0 

11,8 

24,6 

2,2 

3,4 

16,3 

28,7 

2,0 

3,5 

8,6 

14,8 

38,9 

44,1 

101,1 

154,8 

124,5 

106,3 

154,5 

258,5 

163,4 

150,4 

255,6 

413,3 


außer Mongolische VR 
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Anlage 2 


Entwicklung der Außenhandelssalden im Warenverkehr der BRD 
mit den ausländischen Mitgliedstaaten des RGW * und Jugoslawien 

- in Mio DM - 


Land 


1966 


' 


1967 




1968 




1969 



kumuliert 


E 

A 



E 

A 



E 

A 



E 

A 



1966-69 

UdSSR 

1153 

541 

— 

612 

1100 

792 

- 

308 

1175 

1094 

- 

81 

1306 

1582 

+ 

276 

- 725 

Polen 

482 

376 

— 

106 

440 

492 

+ 

52 

478 

593 

+ 

115 

532 

612 

+ 

80 

+ 141 

CSSR 

347 

503 

+ 

156 

361 

525 

+ 

164 

461 

707 

+ 

246 

689 

823 

+ 

134 

+ 700 

Ungarn 

321 

371 

+ 

50 

276 

421 

+ 

155 

311 

339 

+ 

28 

403 

354 

— 

49 

+ 184 

Rumänien 

298 

558 

+ 

260 

351 

961 

+ 

610 

416 

741 

+ 

325 

464 

729 

+ 

265 

+ 1460 

Bulgarien 

171 

433 

+ 

262 

178 

340 

+ 

162 

212 

303 

+ 

91 

207 

247 

+ 

40 

+ 555 




+ 

10 



+ 

835 



+ 

724 



+ 

746 

+ 2315 

Jugoslawien 

541 

757 

+ 

216 

484 

1166 

+ 

662 

622 

1360 

+ 

738 

905 

1666 

+ 

761 

+ 2377 




+ 

226 



+ 1497 



+ 1462 



+ 1507 

+ 4692 


außer Mongolische V^R 
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